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6. Indem in Empfehlungen für diagnostisches und thera­
peutisches Vorgehen praxisreife bzw. erprobte Ergebnisse me­
dizinisch-wissenschaftlicher Arbeit vermittelt werden, präzi­
sieren sie in bestimmtem Maße ärztliche Berufsregeln und 
erhalten dadurch einen bestimmten Grad an Verbindlich­
keit.

Die Berufsregeln, die sich durch die ärztliche Praxis auf 
der Grundlage der medizinischen Wissenschaft entwickeln, 
nehmen den Charakter von Rechtspflichten an und sind da­
her für den Arzt verbindlich, wenngleich auch sie ein not­
wendiges Abweichen unter besonderen Umständen einschlie­
ßen.

Das schöpferische ärztliche Vorgehen kann nur in engen 
Grenzen der verbindlichen Regel zugänglich sein. Der Ermes­
senspielraum f ü r '  die Anwendung oder Nichtanwendung 
einer empfohlenen Maßnahme ist je nach der inhaltlichen 
Anforderung unterschiedlich. Er ist generell bei der Anwen­
dung neuer Erkenntnisse größer und bei der Durchsetzung 
bewährter Erfahrungen und Maßnahmen im Interesse des 
Schutzes des Patienten geringer.

Ärztliche Berufsregeln sind in diesem Sinne Bestandteil 
der ärztlichen Pflichten, die eine hohe persönliche Verant­
wortung begründen. Ihre schuldhafte Verletzung im Einzel­
fall stellt stets eine Verletzung ärztlicher Berufspflichten dar, 
die im Rahmen eines Arbeitsrechtsverhältnisses gleichzei­
tig eine Verletzung von Arbeitspflichten bedeutet.

In diesem Sinne sind unter Berufsregeln ärztliche Ver­
haltensanforderungen zu verstehen, die wissenschaftlich be­
gründet, überprüft und sicher anwendbar sind, die fachlich 
allgemeine Anerkennung gefunden haben und deren Nicht­
befolgung nach den medizinischen Erfahrungen typische Ge­
fahren bzw. negative Folgen nach sich ziehen.

7. Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte kann 
festgestellt werden, daß Empfehlungen folglich insoweit ver­
bindlich sind,
— als sie zur Beherrschung von Krankheitsprozessen sowie 

zur Vermeidung von Risiken und Schäden für den Patien­
ten als ärztliche Berufsregel unverzichtbar geworden sind 
oder

— soweit sie durch arbeitsrechtliche Weisung oder betrieb­
liche Ordnungen im Verantwortungsbereich zur konkreten 
Arbeitspflicht erhoben wurden.
Unbegründetes Nichtbefolgen dieser Regeln bzw. Normen 

stellt eine Sorgfaltspflichtverletzung aus mangelnder Hinwen­
dung zu einer Entscheiduhgshilfe dar, die den Anspruch des 
Patienten auf qualifizierte medizinische Hilfe mit sichern 
soll.

In den Fällen, in denen Empfehlungen Indikation und 
Kontraindikation von empfohlenen Maßnahmen aufzeigen, 
geben sie gleichzeitig den Rahmen für deren Anwendung an.

Beinhalten sie — ebenfalls im Sinne einer Berufsregel — 
über inhaltliche Maßnahmen hinaus Arbeitsschritte und Maß­
nahmen, die insbesondere darauf gerichtet sind, Gesundheits­
schäden bei den Patienten zu vermeiden und die Gefahr von 
Zwischenfällen zu verringern, haben diese Festlegungen zur 
Absicherung des ärztlichen Handelns zur Konsequenz, daß 
unbegründete Nichteinhaltung als Verletzung der Sorgfalts­
pflicht anzusehen ist.

Mit dem verantwortungsbewußten ärztlichen Handeln bei 
der Anwendung dieser Maßnahmen verbunden ist die Auf­
gabe, die Persönlichkeit des Patienten und seine Rechte in 
jeder Betreuungsphase strikt zu achten.

8. Bei der sinnvollen Anwendung von Empfehlungen für 
Diagnostik und Therapie in den medizinischen Einrichtungen 
kommt der Leitungstätigkeit eine wichtige Aufgabe zu. Die 
Rahmen-Krankenhausordnung stellt Leitungsaufgaben auch 
zur Förderung der medizinischen Fähigkeiten der Ärzte, zur 
Entwicklung des individuellen und kollektiven Verantwor­
tungsbewußtseins, zur Sicherung einer qualifizierten medi­
zinischen Betreuung der Patienten und verlangt, daß die Ent­
scheidungsbefugnis der Leiter konsequent wahrgenommen 
wird.

Für eine dem Stand der wissenschaftlichen Erkerintnisse 
entsprechende medizinische Betreuung der Patienten Sorge 
zu tragen und eine kritische Einschätzung der Arbeitsergeb­
nisse zu fördern ist folglich eine Aufgabe der leitenden 
Ärzte.

Bei anderen gelesen

Großbritannien: Polizeifolter gegen Bergarbeiter

In dem seit März 1984 andauernden Streik der britischen Berg­
arbeitergewerkschaft National Union of Miners (NUM) gegen 
die von der staatlichen Kohlebehörde geplante Stillegung an­
geblich unrentabler Gruben praktiziert der bürgerliche Staat 
vielfältige Methoden, um die Streikfront der Bergarbeiter zu 
brechen: Er verfügt Einfuhrverbote gegen Solidaritätssendun­
gen für die Streikenden bzw. die Vernichtung von Solidaritäts­
gütern; er setzt in massiver Weise Polizeieinheiten mit Pferden 
und Hunden gegen Streikposten ein; er läßt durch Ge­
richtsurteile den Streik für inoffiziell und damit für illegal er­
klären, die NUM mit einer Geldstrafe von 200 000 Pfund be­
legen und wegen der Nichtzahlung dieser Geldstrafe sämtliche 
Vermögenswerte der NUM beschlagnahmen.

Der „Morning Star“ (Zeitung der Kommunistischen Partei 
Großbritanniens) berichtete am 1. Oktober 1984 über brutale 
Gewaltanwendung gegen streikende Bergarbeiter durch Poli­
zisten. In der Aussage eines Bergarbeiters heißt es:

„Sie (die Polizeibeamten) packten mich und schleppten 
mich an Armen und Beinen zur Rückseite des Transportwagens. 
Sie legten mich mit dem Gesicht nach unten auf den Boden, 
meine Arme nach vorn, meine Hände mit Handschellen eng 
gefesselt ... £in Gummiknüppel wurde von hinten quer über 
meine Augenbrauen und über meine Nasenwurzel geschoben. 
Mein Kopf und Rumpf wurden dann mit dem Knüppel vom 
Boden angehoben. Irgendein Fremdkörper wurde in jedes Na­
senloch gesteckt und mit etwas, was ich für einen Kugelschrei­
ber hielt, nach oben gestoßen. Ich glaube, daß der Fremdkör­
per irgendeine Art Papier war. Dann wurde der Gummiknüppel 
unter meiner Nase plaziert und als Hebelpunkt anstelle mei­
nes Nasenrückens benutzt. Mehrmals wurde auf meinen Rük- 
ken gesprungen, so daß die Luft in meinen Lungen explosions­
artig herousgedrückt wurde. Mein Körper wurde als Blasebalg 
benutzt. Ich erinnere mich, daß ich dabei unwillkürlich gedacht 
habe, wie organisiert das war, kein bißchen spontan und daß 
sie das ziemlich oft tun und darauf vertrauen müssen, unge­
straft davonzukommen.“

Der ’„Morning Star“ schreibt zu dieser Aussage: „Dieser 
Bergarbeiter ging von der örtlichen Bergarbeiterwohlfahrt zu 
einer Bushaltestelle. Sein Verbrechen bestand darin, dies nur 
einige Stunden nach einer prächtigen Solidaritätsveranstaltung 
im nahegelegenen Mansfield getan zu haben ... Was die Po­
lizeibeamten machten, war tatsächlich Folter. Es geschah vor­
sätzlich. Es geschah frei von Furcht vor Vergeltung oder Be­
strafung. Es wurde im vollen Vertrauen darauf begangen, daß 
diese Regierung in ihrer Schlacht gegen die Bergarbeiter und 
die Zechengemeinden Gewalttaten verzeiht.“

A. Do.

Die Realisierung dieser Leitungsaufgaben schließt die 
medizinisch-fachliche Beschäftigung mit Empfehlungen, die 
Prüfung ihrer Anwendbarkeit im eigenen Verantwortungs­
bereich, die kritische kollektive Auswertung der bisherigen 
therapeutischen, organisatorischen und anderen Bedingungen 
zur Durchsetzung neuer Erkenntnisse ein.

Unter diesen Voraussetzungen können die leitenden Ärzte 
im Rahmen ihrer Weisungsbefugnis Arbeitsweisen, die auf 
Empfehlungen beruhen, in ihrem Verantwortungsbereich im 
ganzen Umfang oder auch teilweise verbindlich festlegen. Sie 
können auch Maßnahmen treffen, um die Anwendbarkeit 
von Empfehlungen auf größerer Erfahrungsbasis zu unter­
suchen bzw. ihre Anwendung vorzubereiten.


